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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Eine Motion von Thomas Müller (svp, SG) beschäftigte sich mit dem Thema
Empfangsgebühren und scheiterte im Nationalrat nur äusserst knapp. Das Anliegen
wollte die Empfangsgebühren auf der aktuellen Höhe einfrieren. Statt nach neuen
Geldquellen im Gebührenbereich zu suchen, sollte die SRG vielmehr ihre
Kostenstruktur überprüfen, so der Motionär. Der Bundesrat verwies in seiner
Stellungnahme unter anderem auf die relativ moderate Höhe der Gebührengelder und
die kommende Umstellung des Systems hin zu den Haushaltsgebühren. Dies führe zu
einer Reduktion der Gebühren für die Haushalte, weshalb eine Einfrierung der
Empfangsgebühren auf der aktuellen Höhe sinnlos wäre. Der Nationalrat entschied sich
mit nur einer Stimme Unterschied schliesslich äussert knapp gegen den Antrag Müllers. 1

ANDERES
DATUM: 06.06.2012
MÄDER PETRA

Mit seiner parlamentarischen Initiative beabsichtigte Thomas Müller (svp, SG), das
Parlament anstelle des Bundesrates zur Vergabe der SRG-Konzessionen zu
ermächtigen. Die virulent geführte Service-public-Diskussion verlange nach verstärkter
demokratischer Legitimation des Auftrags der SRG. Die vorberatende KVF-NR
beantragte mit 16 zu 9 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Als Hauptargument
gegen das Anliegen brachte die Kommissionsmehrheit die fehlende Realisierbarkeit des
Vorhabens an und äusserte ordnungspolitische Bedenken, operative Entscheide
betreffend die SRG-Konzessionen alleinig der Legislative zu überlassen. Gleichzeitig
zeigte sie sich kompromissbereit und verabschiedete eine Kommissionsmotion, mit der
sie eine duale Konzessionskompetenz verankern will. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.08.2016
MARLÈNE GERBER

Das Parlament hatte sich in der Frühjahrssession erneut mit einer Vielzahl von Ideen
zum Service public zu beschäftigen, die allesamt im Nachgang zum historisch knappen
Ausgang der RTVG-Abstimmung lanciert worden waren. Im Rahmen dieser Beratungen
lehnte das Parlament einige Vorstösse zum Service public ab. Dabei handelte es sich
zum einen um eine parlamentarische Initiative Müller (svp, SG), welche die SRG-
Konzessionsvergabe durch das Parlament bezwecken wollte. Ebenso stellte sich die
grosse Kammer gegen ein ähnliches, moderateres Anliegen ihrer eigenen KVF-NR, das
den Einfluss des Parlaments durch eine duale Konzessionskompetenz mit dem
Bundesrat stärken wollte. Mit knappen 13 zu 11 Stimmen bei einer Enthaltung hatte die
KVF-NR im Sommer 2016 durch die Lancierung der Motion vorgeschlagen, eine
Rahmenkonzession zu schaffen, die der Bundesrat zwar erarbeiten würde, die aber
zusätzlich durch das Parlament in Form eines einfachen Bundesbeschlusses genehmigt
werden müsste. Die Erteilung einer Betriebskonzession, die sich nach den Bedingungen
der Rahmenkonzession ausrichten müsste, verbliebe aber in der bundesrätlichen
Kompetenz. Der Nationalrat folgte hingegen einer Kommissionsminderheit aus Mitte-
Links und somit den Argumenten von Minderheitssprecher Candinas (cvp, GR), wie er
sie im Rahmen der Beratungen zum Service-public-Bericht ausführte: Der
Gestaltungsspielraum des Parlaments durch die Möglichkeit einer RTVG-Revision sei
bereits ausreichend, was durch eine Vielzahl von Vorstössen mit der Forderung nach
mehr Einflussnahme in die operativen Entscheide der SRG aktuell auch demonstriert
werde. Eine solche Entwicklung würde die SRG zum Staatsradio und -fernsehen machen
und nur die Erteilung der Konzession durch den Bundesrat sichere die grösstmögliche
Unabhängigkeit der öffentlichen Medien. Ferner fürchtete die Kommissionsminderheit
aufwändige Differenzbereinigungsverfahren zwischen den beiden Räten, was für eine
„dynamische Medienbranche“ hinderlich wäre, sowie die Ungleichbehandlung privater
Radio- und Fernsehanbieter, die ihre Konzession vom UVEK erhalten würden. 
Auch ein Postulat Romano (cvp, TI) hatte keinen Erfolg im Nationalrat (Po. 15.3769). Das
Anliegen, das den Bundesrat dazu aufgefordert hätte, zu überprüfen wie das Online-
Angebot auf eine Audio- und Videothek begrenzt werden könnte, scheiterte mit
knappen 90 zu 95 Stimmen bei 5 Enthaltungen. Ebenfalls keine Zustimmung – diesmal
im Ständerat – fand eine weitere Motion der KVF-NR zur Aufrechterhaltung des Online-
Werbeverbots für die SRG. 
Andere Vorstösse, namentlich mit den Forderungen nach Plafonierung der
Empfangsgebühren, Erhöhung der Gebührenanteile auf 6%, Schaffung einer

MOTION
DATUM: 14.03.2017
MARLÈNE GERBER
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unabhängigen Aufsichtsbehörde sowie nach intensivierter Zusammenarbeit mit der
Schweizer Filmindustrie, überstanden die Frühjahrssession (vorerst). 3

In der Frühjahrssession 2017 folgte der Nationalrat seiner vorberatenden Kommission
und stellte sich gegen die Vergabe der SRG-Konzessionen durch das Parlament. Die
aus SVP-Vertreterinnen und -Vertretern sowie Lorenzo Quadri (lega, TI) bestehende
Kommissionsminderheit, die für Annahme der parlamentarischen Initiative Müller (svp,
SG) plädierte, fand neben der eigenen Fraktion einzig Unterstützung bei einer
Zweidrittelmehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion, womit das Anliegen mit 71 zu 116
Stimmen bei 4 Enthaltungen scheiterte. Ebenfalls keine Mehrheit im Nationalrat fand
die Motion seiner eigenen Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF-NR) mit
der Forderung nach einer dualen Konzessionskompetenz. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.03.2017
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2012, S. 962 f.; SGT, 7.6.12
2) Bericht KV-NR vom 29.8.16
3) AB NR, 2017, S. 321 f.; AB NR, 2017, S. 387 ff.; AB NR, 2017, S. 402
4) AB NR, 2017, S. 402
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